Rede von Rainer Roth für das Rhein-Main-Bündnis gegen Sozialabbau und Billiglöhne auf der Auftaktkundgebung am Südbahnhof 21.10.2006
Die sechs führenden Wirtschaftsinstitute fordern von der Koalition Mut. Und zwar den "Mut, die Regelleistung (für Erwerbslose) abzusenken." Zur Zeit sind im Regelsatz pro Tag z.B. für Lebensmittel 3,79 Euro drin und zur Förderung der Mobilität 47 Cent für öffentliche Verkehrsmittel. Das Kapital und seine Vertreter fordern 30% weniger, d.h. 2,65 Euro am Tag für Ernährung. Ausreichende Ernährung gilt als Fehlanreiz.

Die Dachorganisation aller Unternehmen in Deutschland tritt dafür ein, dass Löhne von 3 bis 4 Euro die Stunde, ich zitiere, "selbstverständlich und zumutbar" werden.

Solche Löhne würden nicht einmal Elendsrationen von 2,65 Euro pro Tag für Lebensmittel hergeben.

SPD und CDU haben den vom Kapital geforderten Mut zur offenen Regelsatzsenkung bisher nur bei Jugendlichen und Schulkindern aufgebracht. Sie haben ihr Mütchen an der kommenden Generation gekühlt. Es ist nur die Furcht vor der Reaktion der Millionen beschäftigten und arbeitslosen Lohnabhängigen, die Müntefering und die Parteien der Christen davon abhält, das Interesse des Kapitals an allen offen zu vollstrecken.

Ihre Furcht müsste noch erheblich zunehmen, wenn wir nicht nur Kürzungen aufhalten, sondern auch Verbesserungen durchsetzen wollen. Das braucht ebenfalls Mut.

Das Rhein-Main-Bündnis tritt für eine Erhöhung des Regelsatzes auf mindestens 500 Euro ein. Die DGB-Führung jedoch hat nicht einmal den Mut, eine Erhöhung des Regelsatzes zu fordern. Sie hält also weniger als 4 Euro für Lebensmittel am Tag für ausreichend. DGB-Chef Sommer tritt sogar dafür ein, Freibeträge bei geringfügigen Arbeitseinkommen abzuschaffen und geringe Einkommen voll anzurechnen. Der DGB-Bundesvorstand will Erwerbslose daran hindern, ihre Elendsrationen ein bisschen aufzustocken. Offensichtlich geht es bei Sommer und Co. nicht besser.

Gewerkschaften, die im Namen der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Arbeitslose bekämpfen, haben ihren Zweck verfehlt.

Wir fordern auch keinen Armuts-Mindestlohn von 7,50 Euro die Stunde, ein Lohn, der noch durch Hartz IV aufgestockt werden müsste. Wir fordern keinen Kombilohn, sondern einen Mindestlohn in Höhe von mindestens zehn Euro brutto die Stunde.
Aber auch mit deutlich höheren Unterstützungen und Löhnen wäre die Menschenwürde noch nicht hergestellt.

Oder ist es ein menschenwürdig, seine Fähigkeiten auf einem Markt als Ware verkaufen zu müssen?

Ist es menschenwürdig, in die Röhre der Arbeitslosigkeit zu gucken, wenn sich kein Käufer findet, der eine Chance sieht, aus der Nutzung der angebotenen Arbeitskraft Profit zu ziehen?

Das Kapital braucht langfristig immer weniger Lohnarbeit, macht immer mehr Arbeitskräfte und ihren Nachwuchs überflüssig. Nicht die Schaffung von Arbeitsplätzen für alle zu ausreichenden Löhnen ist sein Ziel, auch nicht der Bekämpfung der Armut.

Sein Ziel ist ausschließlich seine eigene Verwertung zu international möglichen Profitraten. Die Kapitalvermehrung ist letztlich Selbstzweck.

Bessere Bildung soll die Lösung gegen Armut und Arbeitslosigkeit sein.

Wieso ist dann mit Hartz IV der Regelsatz von Schulkindern bis 14 auf den Regelsatz von Säuglingen gekürzt worden? Für Kinder von Arbeitslosen werden nicht einmal die Schulkosten als Bedarf anerkannt. Trotzdem tönt der Generalsekretär der SPD:" Jedes Kind muss unabhängig von seiner Herkunft die Chancen bekommen, sein Talent zu entfalten." (FR 21.10.2006) So ist es. Kapital und Regierung aber machen das Gegenteil.

Wenn bessere Bildung der Schlüssel ist:

Wieso sinkt die Zahl der Lehrstellen, werden arbeitslose Jugendliche mit Arbeitsgelegenheiten und harten Strafen aus dem Hartz IV-Bezug vertrieben?

Wieso werden dann Studierende, deren Eltern nicht genug Geld haben, mit Studiengebühren und den Bachelor-Vollzeit-Lernfabriken aus den Hochschulen gedrängt?

Mit dem Bildungssystem wird Auslese betrieben.

Wir dagegen verlangen einen uneingeschränkten, vollständig steuerfinanzierten Zugang zum Bildungswesen für alle.

Aber dennoch ist mehr Bildung gesamtwirtschaftlich kein Mittel, das Problem Arbeitslosigkeit zu lösen. Denn höherer Bildungsstand bedeutet höhere Produktivität, ist Ergebnis und Ursache moderner Technik und Arbeitsorganisation. Je höher die Produktivität, desto eher sinkt die Nachfrage nach Ware Arbeitskraft.

Die Inhaberfamilie des Bertelsmann-Konzerns, Familie Mohn, hatte 2004 ein Vermögen von 6,5 Mrd. Euro. Dieser Konzern, der größte Medienkonzern in Europa, tritt dafür ein, den Regelsatz von 345 Euro komplett zu streichen. Arbeitslose sollen hungern, um für Hungerlöhne arbeiten zu müssen. Hunger gilt als die beste Förderung.

6,5 Mrd. Euro Vermögen würden bei einer maßvollen Rendite von 5% 890.000 Euro pro Tag abwerfen. Dagegen verdienen die Ackermänner peanuts.

Die Mohns halten jedoch Renditen von 5% für einen Fehlanreiz. Ihre Motivation, Kapital zu investieren, fängt erst bei höheren Renditen an. Und nur weil sie ihre Renditen steigern wollen, regen sich die Mohns und ihresgleichen über die Anspruchshaltung derjenigen auf, die mit 3,79 Euro pro Tag für Ernährung nicht auskommen wollen. Nur deswegen setzen sie sich für Löhne ein, von denen man nicht leben kann.

Solange die Kapitalverwertung im Mittelpunkt der Wirtschaft steht, kann von sozialer Gerechtigkeit keine Rede sein.

Wie lange will man noch an die soziale Verantwortung dieser Leute appellieren?

Sie kennen nur Verantwortung für die Verwertung ihres Kapitals.

Die Verantwortung für uns müssen wir schon in die eigene Hand nehmen
